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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 73  

 

vom 23. Mai 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder ausgenommen Staatskanzler Dr. Renner, Staatssekretär 

Hanusch und Unterstaatssekretär Dr. Ellenbogen. 

 

Vorsitz: Vizekanzler Fink. 

 

Dauer: 15.30 – 17.45. 

 

Reinschrift (15 Seiten), Konzept, streng vertraulicher Anhang (Konzept), Entwurf der TO, 

beiliegend 

Schreiben über die Beendigung der Wirksamkeit des Obersten Sanitätsrates 

Schreiben über die Beendigung der Wirksamkeit des Lebensmittelbeirates 

Schreiben über Sonderverwendungszulagen für außergewöhnlich tätige Beamte von der VI. 

Rangklasse aufwärts (zweifach) 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft betr. das Gesetz über die 

Wiederbesiedelung gelegter Bauerngüter und Häusleranwesen (gedruckt) 

 

Inhalt: 

1. Warenaustausch - Übereinkommen mit Polen. 

2. Forderungen der Militärgagisten in den Militärspitälern. 

3. Mitwirkung von Vertretern der Beamtenschaft bei Personalangelegenheiten. 

4. Lebensmittelimporte aus Italien nach Tirol. 

5. Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über die Abänderung einiger 

Bestimmungen der Gesetze, betreffend die Rechtsverhältnisse des Lehrstandes und 

die Errichtung, die Erhaltung und den Besuch öffentlicher Volks- und 

Bürgerschulen. 

6. Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über die Gewährung und 

Aufbringung der Teuerungszulagen an die aktiven Lehrpersonen der öffentlichen 
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Volks- und Bürgerschulen in Tirol. 

7. Gesetzesbeschluss dar provisorischen Landesversammlung in Steiermark, 

betreffend Aufhebung des Eheverbotes für Lehrerinnen. 

8. Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Steiermark, 

betreffend die Abänderung des Gesetzes zur Regelung der Errichtung, der 

Erhaltung und des Besuches der öffentlichen Schulen. 

9. Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Steiermark, womit 

bestimmte Geschäfte der Ortspolizei in der Landeshauptstadt Graz behufs 

Zuweisung an die staatliche Polizeibehörde aus dem Wirkungskreis der 

Stadtgemeinde ausgeschieden werden. 

10. Beschluss der Salzburger Landesversammlung, betreffend die Ergänzung der 

Statuten der Landes- Kommunalkreditanstalt. 

11. Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend Abänderung 

der Gemeindewahlordnung für Niederösterreich mit Ausnahme der Städte mit 

eigenem Statut. 

12. Übernahme des Kriegsarchivs in die deutschösterreichische Verwaltung. 

13. Vollzugsanweisung über die Ausstellung von Arbeitskarten für Kinder. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 5 betr. Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über 

Rechtsverhältnisse des Lehrstandes und über die Errichtung, Erhaltung und Besuch öff. 

Volks- und Bürgerschulen (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über die 

Gewährung von Teuerungszulagen für das Lehrpersonal an öff. Volks- und Bürgerschulen für 

das erste Halbjahr 1919 (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Beschluss der prov. Steiermärkischen Landesversammlung über die 

Aufhebung des Eheverbots für Lehrerinnen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Beschluss der prov. Steiermärkischen Landesversammlung auf 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Errichtung, Betreibung und des Besuchs der öff. 

Schulen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 z. Zl. 17.404/1919 des Staatsamtes des Inneren betr. Beschluss der prov. 

Steiermärkischen Landesversammlung über die Zuweisung bestimmter Gesetze der 

Ortspolizei Graz an die staatliche Polizeibehörde (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 10 z. Zl. 15.489 des Staatsamtes des Inneren betr. Beschluss der Salzburger 
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Landesversammlung über die Ergänzung der Statuten der Landes-Kommunalkreditanstalt (2 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 Zl. 3778/1919 des Staatsamtes für Heerwesen betr. Vortrag den 

weiterbestand des Kriegsarchivs (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die 

Ausstellung von Arbeitskarten für Kinder (12 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Warenaustausch-Übereinkommen mit Polen. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k  berichtet, dass die von ihm in Warschau geführten 

Kompensationsverhandlungen im allgemeinen günstig verlaufen sind. Nach dem 

abgeschlossenen Vertrag hätten wir um 80 Millionen Kronen mehr Waren an Polen zu liefern 

als uns geliefert werden wird. Dieser Betrag werde teils durch in Deutschösterreich 

befindliche polnische Guthaben gedeckt, teils in Reichsmark erlegt werden. Unsere 

Lieferpflicht erstrecke sich auf Textilien, Papierwaren, Eisenwaren, elektrotechnische Artikel, 

Metalle, Wagnerartikel, chemische Produkte und diverse technische Artikel sowie Leder- und 

Schuhwaren. Demgegenüber stehen folgende Lieferungen aus Polen: Kohle in einem 

Mindestquantum von täglich 2.000 Tonnen mit Steigerung bei Mehrförderung, Erdölprodukte 

(Benzin, Petroleum, Paraffin, Kerzen, Gasöl und Schmieröl), 5.000 Waggon Kartoffel, 240 

Waggon Eier, monatlich 1.000 Schlachtpferde, 150.000 Stück Gänse, 6 Waggon Fische, 

Häute, Felle, Tierhaare, Zinkbleche, Schrauben und Muttern, ferner Zement und Zucker bei 

günstigem Ausfall der Rübenernte. 

Über Antrag des sprechenden Staatssekretärs genehmigt der Kabinettsrat den 

abgeschlossenen Vertrag. 

 

2. 

Forderungen der Militärgagisten in den Militärspitälern. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  führt aus, dass die in den Militärspitälern in 

Verwendung stehenden Militärgagisten (Ärzte, Apotheker etz.) eine Gleichstellung mit den in 

diesen Spitälern den gleichen Dienst versehenden Zivilangestellten verlangen. Es handle sich 

um eine monatliche Aufwendung von 23.000 K für ungefähr 3 Monate. Er erbitte sich die 

Ermächtigung zur Flüssigmachung dieser Aushilfe. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  erklärt, dass er dieser Maßnahme nur unter der 

Voraussetzung zustimmen könne, dass es sich um in den Zivildienst übernommene ehemalige 
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Militärgagisten handle, da andernfalls eine Ungleichheit mit den übrigen Militärgagisten in 

der Gebührenbehandlung eintreten würde. Eventuell wäre diese Zuwendung an die in Rede 

stehenden Gagisten nicht in Form einer Gehaltserhöhung sondern in Gestalt von 

vorübergehenden Zulagen zu gewähren. 

Der Kabinettsrat erteilt dem antragstellenden Unterstaatssekretär die Ermächtigung, im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Heerwesen nach Maßgabe der von diesem 

gekennzeichneten Richtlinien vorzugehen. 

 

3. 

Mitwirkung von Vertretern der Beamtenschaft bei Personalangelegenheiten. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s  teilt mit, dass der im Staatsamt für 

Volksernährung bestehende Verein der rechtskundigen Beamten das Verlangen gestellt hat, in 

wichtigen, die Beamten betreffenden prinzipiellen Fragen sowie auch in konkreten 

Personalangelegenheiten (Beförderungen, Einberufungen von Beamten, Gewährung von 

Remunerationen) gehört zu werden. Er habe im Prinzipe gegen diese Forderung nichts 

einzuwenden, glaube aber, dass ein solches Zugeständnis nicht auf die Konzeptsbeamten 

allein beschränkt bleiben könnte. Ferner sei eine Gewerkschaft sämtlicher Angestellten des 

Staatsamtes für Volksernährung in Bildung begriffen, in deren Statutenentwurf der Zwang zur 

Mitgliedschaft vorgesehen sei. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte sich eine Mitteilung darüber, ob in den anderen 

Staatsämtern ähnliche Einrichtungen bestehen und wie sich die Ressortchefs dazu verhalten 

hätten. 

Die Staatssekretäre Dr. Bauer, Paul und Dr. Bratusch führen aus, dass sie in ihren 

Ressortbereichen mit den bestehenden Organisationen die besten Erfahrungen gemacht 

hätten. Allerdings müsse daran festgehalten werden, dass diesen Angestelltenvertretungen 

bezüglich der Beförderungsfragen kein bestimmender Einfluss, sondern lediglich das Recht 

zur Abgabe von Gutachten eingeräumt werde. Die Mitwirkung in der Frage von 

Einberufungen und der Gewährung von Remunerationen sei prinzipiell abzulehnen. 

Der Kabinettsrat nimmt diene Mitteilungen zur Kenntnis und stellt es den Staatssekretären 

anheim, diesfalls nach ihrem Ermessen vorzugehen, da sich allgemeine Regeln für das 

Vorgehen in diesen Belangen wohl nicht aufstellen ließen. 

 

4. 

Lebensmittel-Importe ans Italien nach Tirol. 
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Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r teilt mit, dass sich in der letzten Zeit die Fälle mehren, 

in welchen die Landesregierungen für eigenmächtig eingeführte Lebensmittel aus dem 

Auslande nachträglich die Bewilligung zur Freigabe verlangen. So sei der Landeshauptmann 

in Innsbruck im kurzen Wege an ihn mit dem Ersuchen herangetreten, für 25 Waggons 

Lebensmittel italienischer Herkunft die Erlaubnis zur Verzollung und Entladung zu erteilen. 

Bezüglich 5 Waggons habe er die Bewilligung sofort erteilt, da es sich um leicht verderbliche 

Waren handelte; rücksichtlich der übrigen 20 Waggons erbitte er sich eine Weisung des 

Kabinettsrates. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s  verweist darauf, dass eingeführte staatlich 

bewirtschaftete Lebensmittel dem Anbotzwang unterliegen; es wäre daher nach Maßgabe der 

gesetzlichen Vorschriften vorzugehen. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

 

5. 

Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über die Abänderung einiger 

Bestimmungen der Gesetze, betreffend die Rechtsverhältnisse des Lehrstandes und die 

Errichtung, die Erhaltung und den Besuch öffentlicher Volks und Bürgerschulen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  teilt mit, dass die Tiroler Landesversammlung am 7. April 

1919 den Entwurf eines Gesetzes, mit welchem einige Bestimmungen der Gesetze vom 7. 

Juni 1910, L.G.Bl. Nr. 58, und vom 27. Juli 1918, LG.BI. Nr. 55 und 56, betreffend die 

Rechtsverhältnisse des Lehrstandes an den öffentlichen, allgemeinen Volksschulen und an 

den öffentlichen Bürgerschulen beziehungsweise über die Errichtung, die Erhaltung und den 

Besuch der öffentlichen, allgemeinen Volksschulen und der öffentlichen Bürgerschulen, 

abgeändert werden, beschlossen habe. Der sprechende Unterstaatssekretär stelle den Antrag, 

ihn zu ermächtigen, von der Erhebung einer Vorstellung gegen diesen Gesetzesbeschluss 

absehen, gleichzeitig jedoch die Landesregierung einladen zu dürfen, einige erforderliche 

formelle Textesänderungen beim Landesrate in Anregung zu bringen, worauf das 

entsprechend geänderte Gesetz zur Beisetzung der Gegenzeichnung wieder vorzulegen wäre. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

6. 

Gesetzesbeschluss der Tiroler Landesversammlung über die Gewährung und Aufbringung 

der Teuerungszulagen an die aktiven Lehrpersonen der öffentlichen Volks- und 

Bürgerschulen in Tirol. 
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U n t e r s t a a t s s e k r e t ä r  G l ö c k e l  teilt mit, dass die Tiroler Landesversammlung 

am 7. April d. J, einen Gesetzentwurf, betreffend die Gewährung und Aufbringung. der 

Teuerungszulagen für das erste Halbjahr 1919 an die aktiven Lehrkräfte der öffentlichen 

allgemeinen Volksschulen und der öffentlichen Bürgerschulen in Tirol gefasst habe. Der 

sprechende Unterstaatssekretär erbitte sich im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für 

Finanzen vom Kabinettsrate die Ermächtigung, 

1.) von der Erhebung einer Vorstellung gegen diesen Gesetzesbeschluss absehen, 

2.) die Landesregierung einladen zu dürfen, eine erforderliche Änderung der 

Durchführungsbestimmung beim Landesrate in Anregung zu bringen, worauf das 

entsprechend geänderte Gesetz zur Beisetzung der Gegenzeichnung wieder vorzulegen 

wäre, 

3.) den im Zusammenhange damit gefassten Beschluss des Landesrates vom 9. April 1919, 

betreffend die Gewährung dieser Zulagen, insoweit den Lehrpersonen, auf welche sich 

nicht schon der erwähnte Gesetzesbeschluss bezieht, Teuerungszulagen zuerkannt werden, 

namens der Staatsregierung genehmigen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetenen Ermächtigungen. 

 

7. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Steiermark, betreffend 

Aufhebung des Eheverbotes für Lehrerinnen. 

Unterstaatssekretär G 1 ö c k e l  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, 

dass von der Erhebung einer Vorstellung gegen den von der provisorischen 

Landesversammlung in Steiermark am 25. April d. J. beschlossenen Gesetzentwurf, 

betreffend die Aufhebung des Eheverbotes für Lehrerinnen, abgesehen und der 

Landesregierung nach vorheriger Einholung der Gegenzeichnung des Staatssekretärs für 

Inneres und Unterricht, der mit dem Vollzuge den Gesetzes betraut ist, mitgeteilt werde, dass 

gegen die sofortige Kundmachung dieses Gesetzes ein Anstand nicht obwaltet. 

 

8. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Steiermark, betreffend die 

Abänderung des Gesetzes zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches der 

öffentlichen Schulen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, 

dass von der Erhebung einer Vorstellung gegen den von der provisorischen 
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Landesversammlung in Steiermark am 25. April 1919 beschlossenen Entwurf eines Gesetzes, 

womit § 27 des Gesetzes vom 4. Februar 1870, L.G.B1. Nr. 15, zur Regelung der Errichtung, 

der Erhaltung und des Besuches öffentlicher Volksschulen abgeändert wird, abgesehen und 

nach Durchführung einer formalen Abänderung des Gesetzestextes durch den Landesrat die 

Gegenzeichnung vollzogen werde. 

 

9. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Steiermark, womit bestimmte 

Geschäfte der Ortspolizei in der Landeshauptstadt Graz behufs Zuweisung an die staatliche 

Polizeibehörde aus dem Wirkungskreis der Stadtgemeinde ausgeschieden werden. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erbittet und erhält die Ermächtigung das Kabinettsrates, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den von der provisorischen Landesversammlung in 

Steiermark beschlossenen Entwurf eines Gesetzes, womit bestimmte Geschäfte der 

Ortspolizei in der Landeshauptstadt Graz behufs Zuweisung an die staatliche Polizeibehörde 

aus dem Wirkungskreis der Stadtgemeinde ausgeschieden werden, abgesehen und die 

Landesregierung nach erfolgter Gegenzeichnung hievon mit dem Bemerken verständigt 

werde, dass gegen die sofortige Kundmachung dieses Gesetzes seitens der Staatsregierung 

kein Anstand obwaltet. 

 

10. 

Beschluss der Salzburger Landesversammlung, betreffend die Ergänzung der Statuten der 

Landes-Kommunalkreditanstalt. 

Staatssekretär E l d e r s c h  führt aus, daß der Staatsrat mit Beschluss vom 20. Februar 

1919 die Statuten der Landes-Kommunal-Kreditanstalt in Salzburg sowie die Übernahme der 

Landeshaftung für die Verzinsung und Rückzahlung der von der Anstalt ausgegebenen 

Schuldverschreibungen genehmigt und dadurch diesen Papieren die gemäß § 7 des 

Gesetzes vom 27. Dezember 1905, R.G.Bl. Nr. 213, ex lege eintretende Pupillarqualität 

gesichert habe. 

Dieser letztere Umstand solle nun einem Beschlusse der Salzburger Landesversammlung 

vom 5. Februar 1919 zufolge durch Einfügung entsprechender Bestimmungen in § 13 der 

Statuten zum Ausdruck gebracht werden. 

Außerdem solle § 42 der Statuten, welcher den Wirksamkeitsbeginn der Statuten der 

Anstalt betrifft, durch eine Bestimmung ergänzt werden, durch die ausdrücklich festgestellt 

wird, dass mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens der neuen Statuten die Wirksamkeit der alten 
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Statuten erlischt. 

In den §§ 39 und 40 der Statuten werde die Giltigkeit von 

Landesversammlungsbeschlüssen, betreffend die Änderung der Statuten und die Auflösung 

der Anstalt, an die Genehmigung des Staatsrates gebunden. Entsprechend der inzwischen 

geänderten Regierungsform wäre zu fordern, dass durch Statutenänderung für die Giltigkeit 

von derartigen Landesversammlungsbeschlüssen die Genehmigung der Staatsregierung zur 

Voraussetzung gemacht wird. 

Über Antrag der sprechenden Staatssekretäre genehmigt der Kabinettsrat den Beschluss 

der Salzburger Landesversammlung und ermächtigt gleichzeitig das Staatsamt für Inneres und 

Unterricht, die zum Zwecke der Anpassung des Wortlautes der Statuten an die bestehende 

Regierungsform erforderliche Abänderung der §§ 39 und 40 der Anstaltsstatuten im eigenen 

Wirkungskreise zu genehmigen. 

 

11. 

Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Abänderung der 

Gemeindewahlordnung für Niederösterreich mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut. 

Über Antrag des Unterstaatssekretärs M i k l a s  erteilt der Kabinettsrat dem Staatssekretär 

für Inneres und Unterricht die Ermächtigung im Einvernehmen mit dem Vizekanzler von 

einer Vorstellung gegen den vom niederösterreichischen Landtag am 22. Mai d. J. gefassten 

Gesetzesbeschluss, betreffend die Abänderung der §§ 5 und 49 der Gemeindewahlordnung für 

Niederösterreich mit Ausnahme der Städte mit eigenem Statut, abzusehen und der sofortigen 

Kundmachung dieses Gesetzes namens der Staatsregierung zuzustimmen. 

 

12. 

Übernahme des Kriegsarchivs in die deutschösterreichische Regierung. 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s  führt aus, dass es sich mit Rücksicht auf einen in nächster 

Zeit zu gewärtigenden Beschluss der internationalen Liquidierungskommission, betreffend 

das liquidierende Kriegsarchiv, sowie angesichts der Notwendigkeit der Schaffung einer 

einheitlichen Leitung sämtlicher staatlicher Archive Deutschösterreichs empfehlen werde, zur 

endgiltigen Klärung der Frage des Weiterbestandes des Kriegsarchivs Stellung zu nehmen. 

Er beantrage daher, das liquidierende Kriegsarchiv und seine Aktenbestände zur Gänze in 

deutschösterreichischen Besitz zu übernehmen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r  bezeichnet die Durchführung dieser Maßnahme als nicht ganz 

ungefährlich, da hiegegen von Seiten der Nationalstaaten wahrscheinlich großer Widerstand 
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erhoben werden würde. Er halte es für zweckmäßig, die Frage der Übernahme des 

Kriegsarchivs im Zusammenhange mit der Lösung der ganzen Archivsfrage neuerlich in 

Erwägung zu ziehen. 

Der Kabinettsrat schließt sich dieser Anschauung an und beschließt, die Angelegenheit 

vorläufig zurückzustellen. 

 

13. 

Vollzugsanweisung über die Ausstellung von Arbeitskarten für Kinder. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates 

zur Erlassung einer Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die 

Ausstellung von Arbeitskarten für Kinder. 

 

 




























































